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Unſer Mitarbeiter ſchreibt uns
Bereits in dem Aufſatze: „Der Futterknecht als Erzieher“

(Nummer 130) haben wir vor kurzem gezeigt, wie im ſoge-
nannten Volke der Denker die ſchlotternde Angſt vor dem roten
Geſpenſt bis weit über die Herde unentwegter Spießer hinaus,
eine wahre Beſeſſenheit erzeugt hat. Wir ſtellten die Scharf-
macherei eines Regierungsblattes an den Pranger, das wie
einſt vor einem Vierteljahrhundert der ſozial blinde Hödur
Treitſchke im Rotkoller Delirium wutſchäumend raſte: „Lug,
Trug, Heuchelei, Meineid, Meſſer, Dolch, Pulver, Blei, Dyna-
mit, Brandlegung“ c. Dieſelbe Schauermelodie wurde ſelbſt
verſtändlich auch in unſerem Kreiſe geheult: mit beſonderem
Eifer gerade von denjenigen Staatserhaltenden, zu deren Ruhmund Hreis in Oeynhauſen verkündet worden ſein ſoll: „Wie

alle, die induſtriellen Betrieben obliegen, ſo haben auch Sie
ein wachſames Auge auf die Entwickelung unſerer ſozialen Ver
hältniſſe.“

Da ſteigt in uns die Erinnerung auf an eine Zeit, wo ſo-
ar die Krautjunker in der Kreuz- Zeitung ſchneidigſt wider die
taatsverderbende Herrſchaft des Jnduſtrialismus, Kapitalismus

und Mammonismus donnerten. Der Glaube derer von Bil-
dung und C ſei ein ſogenanntes patriarchaliſches Re

eigiment den Arbeiten gegenüber auch fernerhin noch aufrecht zu
erhalten, ſolches Unterfangen wurde damals von Edelſten und
Beſten, ganz in unſerem Sinne, als ein gemeingefährlicher
Wahn bezeichnet! Der Sozialjeſuit genannt Krautjunker,
warf der Schlotjunker-Brüderſchaft, genannt „Zentralverband
Deutſcher Jnduſtrieller“, ſogar Jnjurien gröblichſter Art ins
Geſicht: „Selbſtſüchtige Aengſterlinge“, „hochmütige und halb-
gebildete Protzen“ c. Schier umſtürzleriſch hetzte das edelſte
und beſte Hammerſtein-Blatt:

„Thut ihre (der Schlotjunker) Preſſe nicht jetzt, als ob
die Welt aus den Angeln wäre, weil die rheiniſch-
weſtfäliſchen Geldſäcke in Zukunft nicht mehr in der
Lage ſein werden, ſich ihrer Kouponſchere ſo un-
bedingt als Zepter zu bedienen als bisher?“

So ohrfeigte damals der angeblich dicht vor dem Ruin ſtehende
Bruder Krautjunker den angeblich durch Caprivi ungebührlich
begünſtigten Bruder Schlotjunker und ſprach ihm das auf
die Entwickelung unſerer ſozialen Verhältniſſe
„wachſame Auge“ rundweg ab. Damals rebellierten die
Agrarier in wirklich demagogiſcher Weiſe wider den grimmig
gehaßten „Mann ohne Ar und Halm“ (Caprivi) und drohten
gar mit dem Uebergang zur Sozialdemokratie! Und
dieſer KrautjunkerErkenntnis ſteht eine ſtaatsmänniſche Kund-

unſeres Todfeindes Bismarck aus dem Jahre 1884 zur
eite. Auch der treuloſe Blut und Eiſen-Tyrann hielt allem

Anſchein nach damals nur wenig von dem „ſozial-wachſamen“
und ſcharfſichtigen Auge derer von Bildung und Beſitz. Der ſo-
zial ſonſt völlig vernagelte Gewaltmenſch erkannte notge-
drungen an, was folgt, und ſprach: „Wenn es keine So-
zialdemokraten gäbe und wenn nicht eine Menge ſich
vor ihnen fürchteten, würden die mäßigen Fortſchritte, die wir
in der Sozialreform bisher gemacht haben, auch
noch nicht exiſtieren.“ Daß bei den Vertretern des Jn-
duſtrie- und Boden Kapitalismus ſeit jener Zeit ein Verenge-
lungs Prozeß eingetreten ſei und Fortſchritte gemacht habe, iſt
nicht wahrſcheinlich. Wurde doch gerade von den jetzt vereinigten
Schlot- und Krautjunkern gleich die erſte Nachricht von dem
beabſichtigten Zuchthausgeſetz triumphierend mit einem wahren
Jndianer-Geheul begrüßt! Man konnte den Skalp der ohne-
hin ſchon in den letzten Zügen liegenden königlich preußiſchen
Sozialreform gar nicht ſchnell genug abreißen! Mit rüdeſter
Unverfrorenheit pries man die Zuchthaus Vorlage als eine
„rettende That“ und mit frechſtem Hohn als den zweckmäßig-
ſten Erſaß für das verfloſſene Sozialiſtengeſetz! Auch beim
beſten Willen wird niemand in ſolchem Verhalten ein ſozial
„wachſames“ Auge zu erblicken vermögen. Der beſchränkte
Unterthanenverſtand neigt vielmehr zu der Anſicht, daß der
Junkerſchaft die Sozial Jeſuiterei langweilig geworden und
daß der vereinigten großkapitaliſtiſchen Bockherde der ſoziale
Garten nunmehr völlig preisgegeben ſei.Einem ſo ſah ges Juriſten wie dem alten Reichsgerichts-

rat a. D. Otto Mittelſtädt drängte die Wucht der Arbeiter-
bewegung eine ihm ſicherlich höchſt peinliche Erkenntnis auf.
Er erkannte und bekannte, daß in Wahrheit die deutſche Sozial-
demokratie immer voller alles zuſammenfaſſe, an ſich ziehe,
unterjoche, was ſich an Volksbeſtandteilen aus der alten Kirche
und ihrem Glauben, aus dem alten Staat und ſeiner Rechts-
ordnung, aus der alten Geſellſchaft und ihrem ökonomiſchen
Gefüge feindſelig loslöſt. Und weil die Sozialdemokratie ſogar
von dem ihr ſpinnefeindlichen Juriſten Mittelſtädt anerkannt
werden mußte als ein neuer Glaube mit einem neuen Evange-
lium, als eine vollkommen neue Weltanſchauung,
die ſich mit Rieſengewalt emporringe, deshalb ſchienihm nur Unheil zu ſprießen aus dem Verſuß, die Sozialdemo-

kraten wie einen Haufen Rebellen mit allen Mitteln klaſſen-
ſtaatlicher Unterdrückungspolitik zur Strecke bringen zu wollen
Nun iſt aber gerade dieſer Kurs, wie einſt auch der von 1890,
für den einzig richtigen erklärt worden. Es wird alſo keinen
Arbeiter befremden, wenn die ſchmetternde Fanfare von Oeyn-
hauſen im teutſchen Urwalde ſozialer Unwiſſenheit und Scharf-
macherei namentlich auch da ein tauſendſtimmiges Echo er-
weckte, wo man im Klaſſenſtaate Recht ſpricht und wo Staats-

anwälte im Staatsintereſſe dem Umſturz mit den ihnen ge-
läufigen Waffen zu Leibe gehen

Bereits früher, in den Aufſätzen: „Der Staatsanwalt
als Erzieher“ (Nummer 296 u. 298 von 1898), wurde
betont, daß wir vor allen anderen beamteten Richtern gerade
die Staatsanwälte nicht verantwortlich machen für die Urteile,
die ſie wider uns beantragen. Nach wie vor bürden gerade
wir, folgend der Mahnung unſeres Karl Marx, nicht den ein
zelnen die Schuld auf für Verhältniſſe, deren Geſchöpfe ſie
ſozial bleiben, ſo weit auch ſo mancher ſubjektiv ſich über dieſe
Verhältniſſe erheben mag! Unſer Kampf gilt dem Syſtem,
und es wäre faſt ein Wunder zu nennen, wenn der Verwal-
tungsausſchuß der herrſchenden Klaſſen, namentlich in Preußen,
uns anders bekämpfte, als es eben geſchieht. Und gerade der-
jenige, der als öffentlicher Ankläger gezwungen iſt, Menſchen
berufsmäßig anzuklagen, gerade ein ſolcher abhängiger Beamter
müßte als Menſch, als Sozialphiloſoph und Pſycholog in der
That ſchier Uebermenſchliches leiſten, wenn er ſich die Achtung

des Rechtes, das mit uns geboren iſt, einmal auch über Staats-
anwälte ſozial zu Gericht, ſo werden wir gerade ihnen mildernde
Umſtände gern zubilligen. Um ſo energiſcher können wir
andererſeits betonen, daß wir auch im allerneuſten Zuchthaus-
Kurs, wie John Stuart Mill einſt in England, „den teuf
liſchen Geiſt der Sklävenhalter“ wiedererkennen und
verabſcheuen. Und nicht wir allein urteilen ſo hart über das
Zuchthausgeſetz! Zur Mitarbeit kommandiert an einer „Denk-
ſchrift, wie ſie nicht ſein ſoll“, hat zweifellos auch unſere Staats-
anwaltſchaft nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen treulich berichtet.
Um ſo wuchtiger wirkt eine Verurteilung, die das Organ des
ehemaligen Miniſters für königlich preußiſche Sozialreform,
des Freiherrn von Berlepſch, ausſprach. Die Soziale Praxis
widmet der „Denkſchrift, wie ſie nicht ſein ſoll“, dieſer
Grabſchrift auf den Leichenſtein der Sozialreform folgendes
Urteil

„Nicht die Einſicht eines Staatsmannes, ſondern
der Spürſinn und die Verfolgungsſucht eines der Ar-
beiterbewegung verſtändnislos gegenüberſtehenden
Staatanwaltes ſprechen aus ihr.“ J.

Jn dieſer „Denkſchrift, wie ſie nicht ſein ſoll erſcheint auch
der Naumburger Rotten Terrorismus auf etwa 7 Seiten!

der verängſtlichten Welt als Schreckgeſpenſt ſelbſtverſtänd-
lich in blutrotem Licht. Der Eindruck auf die ſcharfmachenden
Rufer nach einer „erlöſenden That“ wie auf die Herde hoher
und niederer ſozialer Philiſter muß ein gewaltiger ſein. Man
ſtelle ſich das Entſetzliche vor:

Sogar in dem ariſtokratiſch zu nennenden Penſionopolis
Naumburg, ſogar in dieſer induſtriearmen Beamten- und Mi-
litärſtadt, verurſachen „Streikhetz-Vereine“ (Poſadowsky) ſchänd-
liche Gewaltthaten! So weit iſt es gekommen, daß der
„Rotten Terrorismus“ erfahrungsgemäß ſogar die als
Zeugen auftretenden Arbeiter „nicht ſelten“ in Konflikt
mit ihrer Eidespflicht bringt! Welcher Pfuhl tiefſter Ver-
rottung!

Man baut hier, um einem längſt gefühlten Bedürfniſſe ab-
zuhelfen und um den Frieden beſſer als bisher zu ſichern,
unter einem Aufwand von Millionen ein Rieſen-Kadettenhaus.
Ein „Arbeitgeber“-Genie, wie alle Kollegen ſtets edel, hilfreich
und gut, ſtets patriotiſch und wachſamen Auges die Entwicke-
lung unſerer ſozialen Verhältniſſe erſpähend, erkennt in den
hieſigen Maurern, eine „verſoffene Bande“, die höherer Löhne
unwert ſei. Selbſtverſtändlich weiß auch die Autorität ſolcher
meiſt notleidender Unternehmer ſtets am beſten zu beurteilen,
welche Löhne „im eigenen Hauſe“ zu zahlen ſind. Ein zweiter
Bürgermeiſter, Amtsanwalt und Reſerveleutnant, will als
kommunaler Teſſendorff die ſtreikenden Maurer mit der Peitſche
zur Arbeit getrieben wiſſen. Die nationalen Unternehmer und
„Arbeitgeber“ bethätigen ihren ſozialen Scharfblick und ihren
Patriotismus auch dadurch, daß ſie „arbeitswillige“ Jtalianos
in Maſſen herbeitelegraphieren und dieſen geliebten Dreibund
brüdern im feuchten Neubaue des Kadettenhauſes eine ſtandes
gemäße Unterkunft bereiten. Nun erſchien es unſeren vater
landsloſen Umſturz Maurern bei ihrem beſchränkten Unvolk
Verſtande als nicht beſonders ſchön, daß gerade auf einem
königlich preußiſchen, alſo doch ſicherlich nationalen Bau, inter-
national gemauert werden ſolle. Doch im Muſterlande euro-
päiſcher Sozialreform ſind ausländiſche Kulis um ſo mehr am
Platze,

„als es ſich gerade bei den Arbeitswilligen um ruhige, in
die Staats und Rechtsordnung ſich ſchickende, für den
Staat beſonders nützliche Elemente handelt, welche

den perſönlichen Jntereſſen wirkſam zu ſchützen eine
wichtige und dringliche Aufgabe der Staatsgewalt iſt.“

Verſoffene, faule, vaterlandsloſe und freche deutſche Maurer-
brut, nach wie vor in dem Wahne, als hätten Deutſche auf
deutſche und namentlich auf königliche Arbeitsſtätten das erſte
Anrecht, rotten ſich zuſammen. Die ruhigen, in die Rechts-
und Staatsordnung ſich ſchickenden, für den Klaſſenſtaat be
ſonders nützlichen Elemente, deren perſönliche italieniſche Jnter-
eſſen mit dem königlich preußiſchen Staatsintereſſe zuſammen-
fallen, werden ſo ſchildert die Denkſchrift nächtlicherweile
von einer vaterlandsloſen Rotte meuchlings überfallen. Sie
werden ſo ſchildert die Denkſchrift an Leib und Leben
bedroht, gemißhandelt und in den Straßengraben geworfen.
Man entreißt ihnen ſo ſchildert die Denkſchrift gewalt
ſam die Arbeitswerkzeuge. Noch andere Gewaltthätigkeiten

ſo ſchildert die Denkſchrift werden verübt. Man ſchießt!
Bumm! Bumm! Was bedürfen wir weiteres Zeugnis Und
mit Entſetzen und mit Grauen ſchreien die Ritter und Edel-

vor dem Volke bewahren wollte. Setzen wir uns alſo, kraft
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frauen: „Zu Hilfe, zu Hilfe, her mit dem allein noch ſtaats-
rettenden Zuchthausgeſetz!“

So ſchildert die Denkſchrift. Aber wie war es in Wirklich-
keit

Breußiſcher Landtag.
Das Abgeordnetenhaus begann am Monta

eines Ausführungsgeſetzes
buſch.
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Eine lebhafte Debatte riefen die von der Anlegung der
Mündelgelder handelnden Artikel 71 bis 74 hervor. Art. 72
giebt an, welche Forderungen und Wertpapiere außer den im
Bürgerlichen Geſetzbuch genannten als mündelſicher anzuſehen
ſind. Entgegen der urſprünglichen Regierungsvorlage hat die
Kommiſſion auch die Hypotheken-Pfandbriefe und Kommunal-
obligationen preußiſcher unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehender
AktienHypothekenbanken für mündelſicher erklärt. Die Agrarier,
die von dem lebhaften Wunſche beſeelt ſind, ihre landſchaftlichen
Pfandbriefe als ſicherer betrachtet wiſſen zu wollen wie die
HypothekenPfandbriefe, beantragten die Regierungsvorlage
wieder herzuſtellen. Die ſehr erregte Debatte, in die auch die
Miniſter Frhr. v. Hammerſtein und Schönſtedt eingriffen, um
das Verlangen der Agrarier zu unterſtützen, wird morgen fort
geſetzt werden.

Tagesgeſchichte.
Halle a. S., 27. Juni 1899.

Auch du, mein Brutus? Jetzt tadelt ſelbſt die Kreuzztg.
in ihrer Wochenſchau entſchieden die Einbringung der Zucht-
hausvorlage. Sie macht den Miniſtern den Vorwurf, daß ſie
dem Kaiſer gegenüber nicht die Unzweckmäßigkeit dieſer geſetz
geberiſchen Handlung vertreten haben. Leider ſei es mehr und
mehr Brauch geworden im Reiche wie in Preußen, ohne vor-
herige Fühlung mit den Parteien Vorlagen dieſer Art vors
Parlament zu bringen. Hätte man diesmal Fühlung genom-
men, ſo wäre der Regierung klar geworden daß die orlage
auf heftigen Widerſtand bei allen Parteien ſtoße, und die
Miniſter hätten beherzt und freimütig genug ſein müſſen das
dem Kaiſer zu ſagen. So ſteht nun die ſtarke Reichsregie-
rung glücklich ganz und gar iſoliert da.

Ganz richtig beurteilt die ultramontane Köln. Volksztg.
die Urſache des Kuddelmuddels im Landtage, wenn ſie ſchreibt,
die Regierung trage die Hauptſchuld. Sie habe eine ſtarke
konſervative Partei wählen laſſen, weil ſie dieſe für die zu-
verläſſigſte hielt, dabei aber die ſtaatsmänniſche Lehre ver
geſſen, daß man jemand, von dem man Vaſallendienſte ver-
langt, nicht allzu ſtark werden laſſen dürfe. Uebrigens habe
die Regierung ſich auch das Vertrauen verſcherzt durch zu
große Balancierfähigkeit und Vielſeitigkeit. „Heut' lieb' ich die
Johanne und morgen die Suſanne,“ ſcheine die Deviſe des
leitenden Geiſtes der Regierung zu ſein. Mit ſolchen oppor-
tuniſtiſchen Praktiken könne man ſich, um mit dem ſeligen
Grafen Taaffe zu reden, wohl eine Zeitlang „durchfretten“,
aber nicht auf die Dauer regieren. Miquel ſei zwar zweifellos ein
überaus gewandter parlamentariſcher Stratege, aber man könne
auch zu ſehr Diplomat ſein. Wer ein bedeutendes Geſchick
darin beſitzt, die Gegner zu überrumpeln und „hereinfallen“
zu laſſen, dürfe ſich nicht wundern, wenn man ihm nicht mehr
traue und auch dann Schliche wittert, wenn er gerade auf das
Ziel losgeht

Folgen der Zuchthausdebatte? Seit Anfang dieſes
Jahres war bekanntlich den Ortspolizeibehörden die Aufgabe
zugefallen, Berichte über Streiks und Ausſperrungen nach
einem von der Regierung vorgeſchriebenen Schema anzufer
e und vierteljährlich einzureichen. Wir haben ſeiner &rt
ſchon e erörtert, daß das der denkbar verkehrteſte Weg
iſt, der Regierung ein vollſtändiges und objektives Bild über

gierung ſcheint das jetzt auch ſelbſt eingeſehen zu haben, denn
der Miniſter des Jnnern hat im Verein mit dem Handels
miniſter eine Verfügung erlaſſen, daß zur Abfaſſung der Be-
richte ſowohl Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer
berückſichtigt und daß bei der Nachprüfung der Berichte durch
die Kreisverwaltungs Behörde die Gewerbe-Aufſichts-
beamten in thunlichſt weitem Umfange gehört
werden. Wenn die Regierung nicht alle Fühlung mit den
weiteren Volkskreiſen verloren hätte, würde ſie dieſen Weg von
Anfang an eingeſchlagen haben. Daß ſie es jetzt thut, iſt er-
freulich und vielleicht eine Frucht der Zuchthausdebatte, in
welcher das von Polizei und Staatsanwälten zuſammen
getragene Material ſo wenig vor der Kritik ſtandhalten konnte.

Die Kompenſationskomödie wird von allen Seiten als
Komödie erkannt, da die Konſervativen erklärt haben, daß ſie
ſich durch Kompenſationen nicht beeinfluſſen laſſen würden,
ſondern mit der Erhebung von Kompenſationsforderungen nur
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zeigen wollten, zu welchen Konſequenzen die Kanalpolitik der
egierung führe. Ueber den Ausgang der Kanalfrage läßt

ſich abſolut noch nichts Sicheres ſagen, doch ſind die Ausſichten
für Durchbringung der Vorlage ſehr ungünſtig.

Alſo doch! Die Nachwahl im 8. ſächſiſchen Kreiſe (Pirna)
iſt wirklich auf den 12. Juli anberaumt worden und die
Miniſterialverordnung kündigt den Gemeindebehörden an, daß
ihnen „die für die allgemeine Reichstagserſatzwahl am 16. Juni
vorigen Jahres aufgeſtellten Wählerliſten demnächſt zugehen
werden.“ Die ſächſiſche Regierung hat bei der Feſtſetzung des
Wahltermins überſehen, daß für die neue Erſatzwahl die für
die letzten Hauptwahlen aufgeſtellten Wählerliſten keine
Giltigkeit mehr haben. Das Wahlgeſetz vom 31. Mai 1869
beſtimmt: Bei einzelnen Neuwahlen „welche innerh alb
eines Jahres nach der allgemeinen Wahl ſtattfinden, bedarf
es einer neuen Aufſtellung und Auslegung der Wählerliſten
nicht.“ Außerdem beſtimmt g. 34 des Wahlreglements: „Tritt
dieſer Fall (Erſatzwahl) jedoch ſpäter als ein Jahr nach den
allgemeinen Wahlen ein, ſo müſſen die geſamten Wahlvor-
bereitungen mit Einſchluß der Aufſtellung und Auslegung der
Wählerliſten erneuert werden.“ Seit den letzten Reichstags-
wahlen am 16. Juni 1898 iſt bereits mehr als ein Jahr ver
gangen. Alſo müſſen für die Erſatzwahl in Pirna neue Wähler-
liſten aufgeſtellt werden.

Ebenſo wie jetzt in Pirna die ſächſiſche Regierung wollte die
weimariſche Regierung bei der Erſatzwahl in Eiſenach im Jahre
1895 verfahren. Die Wahl des Abg. Caſſelmann für Eiſenach
war vom Reichstag am 8. Februar 1895 für ungiltig erklärt
worden, und die weimariſche Regierung beraumte daraufhin
zum 14. März 1895 die Erſaßwahl an, ohne neue Wählerliſten
anfertigen zu laſſen, obwohl ſeit den Hauptwahlen, 15. Juni
1893, längſt ein Jahr verſtrichen war. Auf eine Anfrage er-
klärte Staatsſekretär v. Boetticher in der Sitzung vom 25. Fe
bruar 1895: „Jn den 70er Jahren iſt der 5 34 des Wahlge
ſetzes innerhalb der preußiſchen Regierung dahin aufgefaßt
worden, daß bei einer infolge der Ungiltigkeitserkiärung vorzu
nehmenden Wahl die Anfertigung neuer Liſten nicht notwendig
ſei. Die Reichsverwaltung hat damals die Frage geprüft und
ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß unter allen Um-
ſtänden bei der Vornahme von Erſatzwahlen, wenn ein Jahr
ſeit der Hauptwahl verfloſſen iſt, neue Wählerliſten angefertigt
werden müſſen.“ Auf telegraphiſche Anweiſung aus Berlin
ſetzte darauf die weimariſche Regierung einen neuen Wahl
termin für Eiſenach an und ließ neue Wählerliſten aufſtellen
und auslegen.

Nach Schluß der Redaktion geht uns die Nachricht zu, daß
die ſächſiſche Regierung die Unzuläſſigkeit des 12. Juli als
Wahltermin erkannt und die Wahl auf den 18. September
angeſetzt hat.

Dem Reichstag iſt noch nachträglich ein vom Zentrum und
en Konſervativen eingebrachter Entwurf eines Heimſtätten-

geſetzes zugegangen. Der als Heimſtätte feſtzulegende Beſitz.
der die Größe eines Bauernhofes nicht überſchreiten darf, ſoll
nach dieſem Antrag bis zur Hälfte des Wertes mit Renten
oder Annuitäten verſchul
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det werden dürfen. Die Heimſtätte
ſoll unteilbar ſein und die Löſchung aus der Heimſtättenrolle
nur erfolgen dürfen mit Zuſtimmung der Heimſtättenbehörde,
wenn der Ehegatte und die Renten oder Annuitätenberechtigten
zuſtimmen. Der neue Plan entſpricht früheren Anträgen
der konſervativen Parteien und des Zentrums, die ſeit 1891
und zuletzt 1895/96 geſtellt worden ſind.

Michel, zahle! Penſioniert wurden in der deutſchen
Armee ſeit dem 13. Mai s Generalleutnants, 14 General-
majore, 18 Oberſte, 2 Oberſtleutnants, 12 Majore, 12 Haupt-
leute, 11 Oberleutnants und 5 Leutnauts. Jn Summa 82
Offiziere. Koſten pro Jahr für die Steuerzahler: 410000
Mark! Auf Preußen treffen von den Verabſchiedeten:
7 Generalleutnants, 12 Generalmajore, 15 Oberſte, 8 Majore,
9 Hauptleute, 7 Oberleutnants, 2 Leutnants auf Baiern:
1 Generalleutnant, 1 Generalmajor, 1 Oberſt, 1 Oberſt-
leutnant, 1 Major, 3 Hauptleute, 3 Oberleutnants, 1 Leutnant;
auf Sachſen: 1 Generalmajor, 2 Oberſte, 1 Oberſtleutnant,
2 Leutnants; auf Württemberg: 3 Majore, 1 Oberſt-
leutnant. Ferner ſchieden ohne Penſion aus: 5 Oberleutnants
(4 preußiſche und 1 württembergiſcher) und 17 Leutnants (15
preußiſche, 1 ſächſiſcher und 1 württembergiſcher). Jm ganzen
gingen alſo in dem kurzen Zeitraume von 6 Wochen 104
Offiziere ab. Der Geſamtverbrauch an Offizieren beläuft
ſich im erſten Halbjahr 1899 auf 366, die jährlichen Geſamt-
ausgaben dafür betragen 1160000 Mark. Jn Preußen
wurden insgeſamt 275, in Baiern 49, in Sachſen 16, in
Württemberg 20 Offiziere verabſchiedet bezw. ausgeſchieden.
Nicht ohne Intereſſe dürfte es ſein, daß unter dem 15. Juni
ein penſionierter preußiſcher Wachtmeiſter zum Leutnant be-
fördert wurde, eine Auszeichnung, die uns, ſo bemerkt die
Leipz. Volksztg. hierzu, das „Avancement“ eines gewiſſen
Miniſters zum Reſerveleutnant in Erinnerung bringt. So
nähert ſich die deutſche Armee immer mehr v des
„Erbfeindes“. Den grauen Mantel Napoleons und die
Verzierung ſowie Chevrons auf den Aermeln haben wir ſchon
und nun kommt auch noch die Beförderung von Unteroffizieren
und Offizieren hinzu.

Zum Schutze des Reichs gegen däniſche Knechte ſind
aus dem Kreiſe Hadersleben ein Kuhhirt, ein Knecht und ein
Müllerburſche ausgewieſen. Drei weitere däniſche ländliche
Arbeiter hatten Vorladung vor den Amtsvorſteher erhalten;
ſie ſchüttelten jedoch den deutſchen Staub von ihren Pantoffeln,
ohne die Ausweiſung abzuwarten.

Ausland.
Frankreich. Unter ſtarkem Andrang und den Anzeichen

allſeitiger großer Erregung verlas Montag nachmittag Mi-
niſter-Präſident Waldeck-Rouſſeaun ſofort nach Eröffnung der
Kammerſitzung die Erklärung der neuen Regierung. Gal-
liffet wurde mit dem Rufe: „Mörder“ begrüßt. Waldeck-
Rouſſeau ging von der Notwendigkeit des Einvernehmens aller
der Parteien aus, die mit Kraft die republikaniſchen Güter
wahren wollen. Die Ziele der Gegner ſeien leicht x durch
ſchauen, aber die Regierung werde ſich und ihren nordnun-
gen Achtung verſchaffen, die Armee müſſe vor allem an derDisziplin feſthalten, der Grundbedingun ihrer Größe. Die
Regierung bedürfe der Mitarbeit aller Parteien und ihres
vollen Vertrauens. Den gereizten Diskuſſionen möge ein Ende
bereitet werden, dann könne die Republik bald wieder ihr Werk
des wirtſchaftlichen und ſozialen Fortſchritts aufnehmen.
Während der Erklärung war wiederholt Beifall auf der Linken
und Widerſpruch im Zentrum und auf der Rechten laut ge-
worden. Nach einer aufgeregten Debatte, in welcher der
Kammerpräſident mit Aufhebung der Sitzung gedroht hatte,
wurde die dem Miniſterium nicht genehme einfache Tagesord-
nung mit 271 gegen 248 Stimmen abgelehnt und die ein
Vertrauensvotum enthaltende e mit 263 gegen
237 Stimmen angenommen. Ein Antrag, der dem Bedauern
über die Zuſammenſetzung des Miniſteriums (Zugehörigkeit

Ausdruck geben ſollte, wurde zurückgezogen. Jm
Senat wurde der Regierung mit 187 gegen 25 Stimmen das
Vertrauen ausgedrückt.

Oeſtreich. An der ſozialdemokratiſchen Demonſtration gegen
den Luegerſchen Wahlrechtsvorſchlag, der die Arbeiter rechtlos
läßt, beteiligten ſich am Sonntag Zehntauſende von Perſonen.
Der Zug ging in voller Ordnung vor ſich. Nur auf dem
Rückwege wurden einige Verhaftungen vorgenommen.

Jtalien. Am Montag hat in Nizza der Prozeß gegen den
italieniſchen General Giletta wegen Spionage begonnen. Die
Oeffentlichkeit wurde ausgeſchloſſen.

Spanuien. Der Widerſtand gegen die neuen Steuern iſt
allgemein, auch die Handelskammern beteiligen ſich an ihm.
Am Montag vormittag waren in Madrid alle Geſchäfte zum
Zwecke der Demonſtration gegen die Regierung geſchloſſen.
Eine ungeheure Proteſtverſammlung gegen die Foltergreuel im
Gefängniſſe zu Montjuich fand in Madrid Sonnabend abend
ſtatt. Die Erzählungen der Gefangenen, welche die Thatſäch-
lichkeit der ſchändlichen Grauſamkeiten beſtätigten, machten tiefen
Eindruck. Die Regierung will Montjuich fortan nicht mehr
als Gefängnis benutzen.

Barteinachrichten.
Der Reichstagsabgeordnete Agſter hat ſein Mandat

nicht miedergelegt. Die Mannheimer Volksſtimme teilt mit, daß
in Parteikreiſen von dem Entſchluß Agſters nichts bekannt ſei.
Ein Freund des Erkrankten ſchreibt der Frkf. Ztg. daß Agſter
gar nicht daxan denke, auf die parlamentariſche Thätigkeit zu
verzichten. Er ſei bereits wieder geneſen.

Gewerhkſchaftliches.
Die Einigungs-wöorſchtäge der Arbeitnehmer- Vertreter

der Berliner Maurer wurden in der am Sonntag früh ſtatt-
gehabten Maurer- Verſammlung gegen eine ſtarke Minderheit
angenommen. Dabei ging es nicht ohne die üblichen Seiten-
hiebe auf die Abmachenden ab. Nachdem Kater über die Ver-
gleichs Verhandlungen geſprochen und den Nutzen der Ab-
machungen hervorgehoben hatte dabei betonend daß bei
Nichtannahme des Vergleichs die Maurer die geſamte öffent-
liche Meinung, ſowie die Tauſende von Arbeitern gegen ſich
hätten, trat man in die Debatte ein. Die meiſten Redner
zogen gegen die Vereinbarungen zu Fel
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elde, die ſie als „himmel-
ſchreiendes Unrecht“, als „unerhörte Schmach“ bezeichneten:;
„die Führer der Bewegung ſeien Verräter“ u. ſ. w. Beſonders
der Vorſitzende der Zentralorganiſation, Bömelburg, hatte
heftige Angriffe zu erdulden. Nur einzelne Redner ſprachen
für Annahme des Vergleichs, beſonders wirkſam der Leiter
der Lokalorganiſation, Keßler, der der Oppoſition zu bedenken
gab, daß eine ſiegreiche Durchführung des Ausſtandes unmög-
lich ſei. Nach zwei Wochen würden die Streikenden auf dem
Rücken liegen. Die Lokalorganiſierten ſeien ja doch die lachenden
Dritten, denn ſie hätten nichts gefordert und doch etwas be-
kommen. Schließlich wurde die Annahme der Vergleichs-Vor-
ſchläge gegen eine ſtarke Minderheit, wie ſchon oben bemerkt,
beſchloſſen. Am geſtrigen Tage wurde überall die Arbeit wieder
aufgenommen.

Zu der Ausſperrung der Former bei Vecker u. Co.
in Leipzig hat eine Verſammlung des Hirſch-Duncker-
ſchen Gewerkvereins Stellung genommen. Eine Kom-
miſſion hatte ſchon früher den Verband der Metallinduſtriellen
um Zurücknahme des Ausſperrungsbeſchluſſes erſucht. Der
Vorſitzende des MetallJnduſtriellen-Verbandes hat einem Mit-
gliede des Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereins erklärt, der be-
kannte Beſchluß ſei noch nicht angewendet und würde auch nicht
zur Anwendung kommen. Er würde das Erſuchen dem
Fabrikanten-Verein vortragen und den Hirſch-Dunckerſchen Ge-
werkverein von dem Ergebnis benachrichtigen. Die Verſamm-
lung erklärte ſich hiermit befriedigt.

Ein ſeltener Streik. Sogar die polniſchen Arbeiter,
die immer als arbeitswillige, ruhige und zufriedene, und daher
vielgeſuchte Elemente gelten, werden aufſtützig und greifen zum
Streik, jedenfalls, weil ſie auf anderem Wege nichts erreichten.
Jn Herne bei Bochum iſt auf drei Gruben ein Streik der
polniſchen Bergarbeiterausgebrochen. Die Schlepper
haben die Arbeit niedergelegt, weil ihnen auf Grund des neuen
Knappſchaftsſtatuts ebenſoviel Beiträge abgezogen wurden, wie
den Häuern, obwohl ſie kaum nur halb ſo viel verdienen als
dieſe. Es ſtreiken etwa 1000 Mann. Durch das Eingreifen
der Polizei nahm der Streik bereits einen bedrohlichen Charakter
an. Es fand nämlich eine Bergarbeiterverſammlung ſtatt, die
von der Polizei aufgelöſt wurde, weil angeblich die Gänge
zwiſchen den Tiſchen nicht genug freigelaſſen wurden. Die zum
überwiegenden Teile aus jungen ſtreikenden Polen beſtehende
Zuhörerſchaft nahm ſchon den Auflöſungsbefehl mit ſehr un-
willigen Bemerkungen auf und räumte nur langſam den Saal.
Vor dem Vokal und dann einige hundert Schritte davon an der
evangeliſchen Kirche vor dem Siegesdenkmal ſtaute ſich die
Maſſe und begann zu johlen. Jetzt fühlte ſich die auf 4 Mann
angewachſene Polizei bedrängt und hieb mit blanker
Waffe ein; neugierige Frauen, die mit vorwärts geſtoßen
wurden, erhielten aber auch etwas ab; einige Männer
wurden erheblich verletzt, auch nahm man mehrere
Verhaftungen vor. Bald erſchien ein berittener Gendarm auf
der Bildfläche und ritt mit gezogenem Säbel die Straße auf
und ab. Durch dieſes ſcharfe Vorgehen der Polizei iſt die Auf-
regung unter der polniſchen Bergarbeiter-Bevölkerung, die hier
überwiegt und in Herne und Umgegend 6000 Mann betragen
mag, gewachſen. An friedliche Beilegung des Streiks iſt vor-
läufig nicht zu denken. Die jungen polniſchen Schlepper-,
Pferde- und Steintreiber müſſen für einen Schichtlohn von
2.20--3 Mk. arbeiten und davon wurden ihnen in den letzten
Zahltagen ſeit Jnkrafttreten des neuen Knappſchaftsſtatuts
durchſchuittlich 8 Mk. für die Verſicherungskaſſen, Oelgeld e.
abgezogen, ſo daß ſich ihr Reinlohn auf 40-45 Mk. pro Monat
reduzierte, das langt kaum zum Leben für die genügſamen
Polen, die mit Pferdefleiſch zufrieden ſind. Sie verlangen
3 Mk. Schichtlohn, gewiß eine beſcheidene Forderung.

Kusland.
Die däniſche Maſſenausſperrung. Die bei der Aus-
ſperrung in Betracht kommenden Arbeitnehmer haben gegen die
Organiſationen der Arbeitgeber die Klage angeſtrengt, weil die
Arbeitgeber die Ausſperrung vorgenommen und damit die
Verträge gebrochen haben, die dahin lauten, daß von keiner
Seite eine Arbeitseinſtellung oder ein Lock-out (Ausſperrung)
vorgenommen werden darf, ehe nicht eine Verhandlung zwiſchen
den Parteien ſtattgefunden hat. Es klagten der Schmiede und
Maſchinenbauerverband, der Formerverband, der Verband der
Eißengießerei-Hilfsarbeiter, der Unterſtützungsverein der Maurer,
der Zimmererverband, die Sektion der Hauszimmerer, die Ge-
werkſchaft der Maurer-Handlanger uſw. gegen die betreffendenArbeitgeberverbände. Das Schiedsgericht, das über die Klagen

zu entſcheiden hat, beſteht aus 3 Arbeitgebern und 3 Arbeit-
nehmern, ſowie einem unparteiiſchen Vorſitzenden. Das Urteil
lautete dahin es ſei der Verband der Arbeitsleute und der
Klempnerverband mit ſeiner Klage abzuweiſen. Jn den übrigen
ſieben Sachen erkannte das Gericht, daß die Kläger zur
Forderung einer Buße nicht berechtigt ſind daß aber inſofern
ein Rechtsbruch vorliegt, als die Ausſperrung nicht
mit den Vorausſetzungen übereinſtimmt, von
welchen die Kläger bei Aufſtellung der Ver-
träge auszugehen berechtigt waren.

Das Urteil wurde einſtimmig abgegeben.
Das Urteil erklärt alſo die Ausſperrung als Rechtsbruch.

Selbſt die von den Unternehmern gewählten Mitglieder des
Schiedsgerichts, von welchen 2 ſelbſt Teilnehmer am Lock-out

ſind, haben anerkennen müſſen, daß die Ausſperrunge er J mit den Arbeitern ogeichkoſſeneß
Verträge iſt.Die Srkeiter haben nun ſowohl das moraliſche wie das
juriſtiſche Recht auf ihrer Seite. Die Folge hiervon müßte
ſein, daß die Ausſperrung ſofort aufgehoben würde. Das iſt
aber leider nicht zu erwarten.

Schon bevor das Schiedsgericht ſein Urteil fällte, konſtituierte
es ſich als Einigungsamt und erbot ſich, einen Einigungsverſuch
zu machen. Die Arbeiter erklärten ſich ſofort bereit, darauf
einzugehen, die Unternehmer haben jedoch bis jetzt eine ſolche
Erklärung noch nicht abgegeben. ies zeigt, daß die Aus-
ſperrung fortgeſetzt werden ſoll.

Am Sonnabend hat der Lock-out genau einen Monat ge-
dauert und ſein Ende iſt nicht abzuſehen. Außerdem wurden
ſämtliche Tiſchler in einer Anzahl von 4000 ſchon drei Wochen
vor Ausbruch der großen Ausſperrung auf die Straße ge-
worfen.Der Streik der Vrünner Textilarbeiter geht heute,
Dienstag, vollſtändig zu Ende. Bereits am Montag nahmen
die Hälfte der Streikenden die Arbeit wieder auf, die anderen
verhandelten noch wegen einer Lohnerhöhung; die Spinner ver-
langen eine ſolche von 20 Proz.
Schweiz. Jn Zürich ſtreiken 500 Steinhauer wegen Tarif-
ſtreitigkeiten.

Stadtverordneten- Sitzung
vom 26. Juni 1899, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher: Dittenberger.
Eingegangen iſt eine Dankſagung der Witwe des Stadt-

verordneten Haſſe, die ſich für die ihrem verſtorbenen Ehegatten
dargebrachten Ehrenbezeugungen bedankt. Eine Petition des
3. kommunalen Wahl-Bezirksvereins, betreffs Umgeſtaltung des
Geſundbrunnens, wird der Petitionskommiſſion überwieſen.
Dann wurde vom Vorſtand der Sing Akademie zu einer am
27. und 28. d. M. im Saale der Stadtſchützen- Geſellſchaft ſtatt-
findenden Feier eingeladen. Eine noch nachträglich eingegangene
Vorlage des Magiſtrats betreffs der Beſchickung der 19. Jahres
Verſammlung des Vereins für Armenpflege wird dadurch
erledigt, daß Stadtrat Pütter und Stadtv. Kobert als Dele-
gierte beſtimmt werden. Darauf wurde das Protokoll der
Sitzung vom 19. Juni verleſen und genehmigt und dann in die
Tagesordnung eingetreten.

Punkt 1: Die Genehmigung der weſtlichen Rampe und
der Treppe zur Peiſznitzbrücke wird nach längerer Debatte
nach dem vom Stadtbauamt ausgearbeiteten Projekt beſchloſſen.
Die Frage eines Droſchkenhalteplatzes wurde auf Antrag des
Stadtv. Schmidt vorläuſig gänzlich ausgeſchie den.

Punkt 2: Der Abänderung der Baufluchtlinie für die
Südſeite der Wilhelinſtrafßze auf der Strecke zwiſchen
Sophien- und Wuchererſtraße wird zugeſtimmt.

Punkt 3: Das Grundſtück Freudenplan 7, welches der
Witwe Bloß gehört, ſoll für 13000 M. mit Mitteln aus der
Anleihe erworben werden. Beantragt waren 14000 M.

Punkt 4: Zur Herſtellung einer Verbindungstreppe
im Ratskellergebände werden zunächſt 680 M. bewilligt.
Jene Verbindung geſchieht, um von den im zweiten Ober-
geſchoß des Schmeerſtraßenflügels des Ratskellergebäudes be-
legenen Bureaguräumen des Standesamts nach dem Ehe-
ſchließungszwecken dienenden Kommiſſionszimmer 2 im Haupt-
geſchoß des Ratskellergebändes zu gelangen. Durch das Fehlen
jeglicher Verbindung zwiſchen beiden Gebäudeteilen muß jetzt
immer der Weg über den Hof genommen werden, was ſpäter
vermieden wird.

Punkt 5: Zur Herſtellung einer ſiebenſtändigen Ve-
dürfnisanſtalt an Franckeplatz werden 1850 M. bewilligt.

Punkt 6: Zur Unterhaltung der Kinder Heil- und
Pflegeſtätte in der Ludwigſtraße hat der Magiſtrat auf An
ſuchen des Vaterländiſchen Frauenvereins beſchloſſen, mit Rück-
ſicht auf die guten Erfolge, die in dieſer Anſtalt bisher erzielt
worden ſind, dem Vereine eine jährliche Beihilfe von 200 M.
zu bewilligen und den Betrag für 1899 aus dem Dispoſitions-
fonds zu entnehmen. Die Verſammlung bewilligte 400 M.

Punkt 7: Die Entſchädigung für die Beaufſichtigung
des Aſyls wird jährlich um 50 M. erhöht.

Punkt 8: Für die Anlagen in der Moritzburg legt der
Magiſtrat eine Aufſtellung der zur Fertigſtellung der Anlagen
noch erforderlichen Mittel im Betrage von 2300 M. mit dem
Antrage vor, dieſelben aus dem gemeinſchaftlichen Dispoſitions-
fonds zu bewilligen. Es wurde darauf hingewieſen, daß dieſe
Nachbewilligung für die Moritzburg aber nunmehr die letzte
ſein möge.

Punkt 9: Zur Verſtärkung der Feuerwehr hat die Feuer-
kommiſſion folgende Beſchlüſſe gefaßt, denen auch der Magiſtrat
beigetreten iſt. Der der StadtverordnetenVerſammlung unter-
breitete Antrag geht dahin, die Verſammlung wolle

1. ſich damit einverſtanden erklären, daß a) vom 1. Oktober
ds. Js. ab die Berufs- Feuerwehr um 12 Mann inkl. zweier
Chargierten vermehrt wird, b) vom 1. Juli ds. Js. ab ein
weiteres Zweigeſpann Pferde eingeſtellt wird, e) vom 1. Juli
ab, die Nebenwache der Freiwilligen Feuerwehr in der
Blücherſtraße um einen Mann, die in der Glauchaerſtraße um
zwei Mann verſtärkt werde,

2. die hierzu erforderlichen Mittel zu a) 9456 M., zu
b) 1780 M., zu e) 836.25 M., in Summa 12072.25 M., rund
12 100 M. zu bewilligen und zwar 1000 M. auf Kap. XIlI,
B 17 des laufenden Etats, den Reſt aus dem gemeinſchaft
lichen Dispoſitionsfonds und

3. in die ſofortige Beſtellung einer zweiten Dampfſpritze
und Belaſtung des nächſtjährigen Etats mit den Anſchaffungs-
koſten im Betrage von etwa 12000 M. zu willigen.
Bei der Beſprechung der Angelegenheit wurde moniert, daß

bei dem Lindnerſchen Brande die Feuerwehr zu ſpät alarmiert
worden ſei. Den Anträgen des Magiſtrats wurde aber nach
längerer Debatte zugeſtimmt.

Punkt 10: Die aufzunehmende neueſte Millionenanleihe
rief eine längere Debatte hervor. Der Bezirksausſchuß will
die Anleihe nicht beſtätigen und verlangt eine Abänderung der
Amortiſation von 1 auf 1 Proz. Die Schuldentilgung ſoll
in 42 Jahren vollzogen ſein, während ſie nach der erſt feſt
geſebten Darlehnsquote in 47 Jahren vollzogen ſein würde.
Die Verſammlung genehmigte das Geſuch des Bezirksaus-
ſchuſſes und die Anträge des Magiſtrats. Bürgermeiſter v. Holly
beleuchtete den Standpunkt der Regierung und meinte, daß die
Regierung nicht ſo genau darauf ſehe, wenn Ausgaben von dem
Vermögen gemacht würden. Sobald eine Stadt aber eine An-
leihe aufnehme, dann habe der Staat ein wachſames Auge, da
er ein Jntereſſe daran habe, möglichſt allein Schulden zu machen.
Jn der Kommune ſei es jetzt aber unmöglich, mit den bloßen
Steuern auszukommen. Hierauf geſchloſſene Sitzung.

Lokales und Provinzielles.
Halle, a. S., 27. Juni 1899.

Der lachende Dritte.
Der Ausſchuß der hieſigen Studentenſchaft erläßt nun auch

in den hieſigen Zeitungen eine Erklärung über das Verbot
des Kaiſerhochs vom vorigen Mittwoch. Der StudentenAus-
ſchuß ſei von der Polizeibehörde bis zum letzten Augenblick
hingehalten worden und ſchließlich wurde Bismarckrede und
Kaiſerhoch verboten. „Auch Vorſtellungen beim Herrn Ober-
bürgermeiſter fruchteten nichts, vielmehr wurden die drei Ver-
treter des Studentenausſchuſſes, die ſich in letzter Stunde noch
perſönlich an den Herrn Oberbürgermeiſter wandten, von dieſem
in barſcher Weiſe in Gegenwart von Zeugen in einem
öffentlichen Lokale abgewieſen. Begründet wurde das Verbot
mit dem Hinweis auf zu erwartende ſozialdemokratiſche
Gegenkundgebungen, die zu verhindern der Polizei
behörde eine genügende Anzahl von Schutzleuten nicht zur



Verfügung ſtände!“ Der Studentenausſchuß hat ſofort be
ſchloſſen, ein Ergebenheitstelegramm an Wilhelm II. zu ſenden
und um ſolchen Vorkommniſſen vorzubeugen, eine Beſchwerde
an den Regierungspräſidenten gerichtet.

Dieſe Erklärung iſt auch der SaaleZeitung zugegangen und
das freiſinnige Blatt, das an eine ſo ſonderbare monarchiſche
Geſinnung unſerer Polizeiverwaltung nicht glauben mochte,
hat perſönlich Erkundigüngen an „zuſtändiger Stelle“ ein-
gezogen, welche ergeben haben, daß unſere Polizei, wie gewöhn-
lich, den Studenten gegenüber ausnehmend zuvorkommend ge
weſen iſt und den Umzug, der der Arbeiterſchaft am 1. Mai
verweigert wurde, ſofort und bereitwilligſt geſtattet hat. Ja,Herr Weydemann that noch mehr. Da der Roßplat ſich zum
Zuſammenwerfen der Fackeln wegen der Jahrmarktsbuden
nicht eignete, ließ er, „ohne daß er irgend welche Veranlaſſung
dazu gehabt hätte“, ſeine Organe ſich bemühen, einen geeigneten
Platz ausfindig zu machen, den er auch ſchließlich fand. Erſt
als dem Studentenausſchuß von der glücklichen Auffindung
eines Platzes Mitteilung gemacht wurde, kam dieſer mit dem
Erſuche», eine Bismarckrede und ein Kaiſerhoch auf dem Markt-
platz geſtatten zu wollen. Dieſe Erlaubnis wurde, ſo berichtet
die Saale Zeitung, nicht erteilt, und zwar aus folgenden
Gründen: „Es erſchien glaublich, daß der Sprecher Seitenhiebe
auf die Sozialdemokraten anzubringen verſuchen würde,
was nur unliebſame Gegenkundgebungen derſelben ver-
anlaßt hätte. Dieſe zu vermeiden, iſt Pflicht der
Polizei; es war alſo nicht Furcht, ſolche nicht unterdrücken zu
können, ſondern nur die Abſicht, andere Bürger der Stadt
nicht unnötigerweiſe provozieren zu laſſen. Außerdem erſchiendie Zeit um 11 Uhr nachts durchaus nicht geeignet, Reden auf

öffentlichen Plätzen zu geſtatten; mindeſtens hätte der Verkehr
auf längere Zeit Unterbrechung erlitten, und die Anwohner
wären in ihrer Nachtruhe geſtört worden. Auf der Polizei
wurde dem Leiter außerdem noch anheimgegeben, gleich wie in
anderen Städten die Studenten es machten, ſich nach dem
Fackelzuge in ein geſchloſſenes Lokal zu begeben, um dort die
Reden und Hochs auszubringen. Die Polizei werde dafür
ſorgen, daß unruhige Elemente keine Störung derſelben ver-
urſachten. Mit dieſem Beſcheid gab ſich der Leiter des Stu-
denten Ausſchuſſes zufrieden und trotzdem geſchah der unlieb-
ſame Auftritt auf dem Roßplatze. Dem aufſſichtsführenden
PolizeiOberinſpektor erſchien die Einleitung der Rede auf dem
Roßplatze, welche eine Kritik der polizeilichen Maßnahmen zum
Ausgangspunkte hatte, nicht derartig, als daß ſie in ein Kaiſer-
hoch hätte ausklingen können er verbot deshalb auf Grund
des Vereinsgeſetzes das weitere Reden. Der Student ant-
wortete darauf, daß er ein Bismarck-Hoch, nicht ein Kaiſer-Hoch
ausbringen wollte. Der Beamte erteilte nun auf eigene Ver
antwortung noch die Erlaubnis, in knapper Form ein Hoch
auf den Kaiſer auszubringen. Es wurde jedoch darauf ver-
zichtet. Daß die Vertreter des StudentenAusſchuſſes, anſtatt
m Amtszimmer mit dem Herrn Oberbürgermeiſter Rück-
ſprache zu nehmen, ihn in der Gaſtſtube des Hotels
„Stadt Hamburg“ über die Sache interpellierten,
erſchien nach geſellſchaftlichen Begriffen demſelben
ungeſchickt und wohl zu einer barſchen Abweiſung
gerechtfertigt.“

Wir meinen, daß die Polizeiorgane von den Steuern der
geſamten Bürgerſchaft erhalten werden und Herr Weydemann
kein Recht hat, dieſelben für Unterhandlungen zur Erlangung
eines Platzes für das Zuſammenwerfen der Fackeln zu ver-
wenden. Sonſt iſt unſere Polizei nicht ſo dienſtbereit. Das
Verbot der Rede und des Hochs halten wir für ſehr ver
nünftig, obwohl Gegenkundgebungen unſerer Parteigenoſſen
nicht zu befürchten geweſen wäre, da dieſe, wie geſtern bereits
hervorgehoben worden, es verſchmähen, die Staffage für den
patriotiſchen Klimbim der Studenten abzugeben. Es iſt ein
grober Unfug zu nachtſchlafender Zeit, die Straßen lärmend
zu durchziehen und am Marktplatz Reden zu halten. Daß
Herr Weydemann jetzt aber in den Verdacht eines antipätrio-
tiſchen Menſchen, eines verkappten Sozialdemokraten gekommen
iſt, hat er ausſchließlich ſich ſelbſt zuzuſchreiben. Würde er der
Studentenſchaft gegenüber von vornherein die notwendige Energie
(die natürlich lange nicht zu der Schneidigkeit hätte auszuarten
brauchen, wie ſie der Arbeiterſchaft gegenüber ſo häufig an-
gewandt wird) gezeigt und ſich nicht zum freiwilligen Unter-
händler hergegeben, dann wäre ſein gerechtfertigtes Verbot auch
reſpektiert worden. Es iſt aber ſtets dieſelbe Geſchichte: Nach
giebig nach oben und ſchneidig nach unten.

Bei der ganzen Geſchichte ſpielt die Sozialdemokratie die
Rolle des lachenden Dritten. Nichts paſſiert mehr, ohne daß
auf die organiſierte, klaſſenbewußte Arbeiterſchaft Rückſicht ge
nommen werden müßte.

32 000 Flugblätter gegen die Zuchthausvorlage
ſind am Sonntag morgen in Halle und den umliegenden Ort-
ſchaften verbreitet worden. Die Aufnahme war überall eine
ausnehmend freundliche.

Achtung, Schmiede! Die Schmiedegeſellen in Magde-
burg ſtehen in einer Lohnbewegung. Die Meiſter ſuchen durch
Jnſerate in auswärtigen Blättern Erſatzkräfte. Die beſcheide-
nen Forderungen der Geſellen ſind rundweg abgelehnt worden.
Es wird gebeten, dies zu beachten.

Eine weitere Verſchlechterung ſollen unſere Theater-
verhältniſſe erfahren. Herr Direktor Richards beabſichtigt auch
das Thaliatheater zu pachten, das Herr Mauthner wegen des
zu hohen Mietszinſes aufgeben muß. Herr Richards hat ſich
bereits mit einer diesbezüglichen Bitte an den Magiſtrat ge-
wandt, und dieſer ſoll auch geneigt ſein, dieſem Wunſche nach-
zugeben. Glücklicherweiſe iſt zur endgiltigen Erteilung der Er
laubnis die Einwilligung der Stadtverordneten- Verſammlung
notwendig, und wir glauben, daß dieſe ſo viel Verftändnis für
die hieſigen Theaterverhältniſſe beſitzen wird, um Herrn Richards
ohne Umſchweife abzuweiſen und ihm aufzugeben, zuerſt das
Stadttheater auf die Höhe zu bringen, die der Bedeutung einer
Stadt wie Halle entſpricht. Die Fuſion würde nur eine
weitere Jnanſpruchnahme der Kräfte im Gefolge haben und
dieſes natürlich auf die Qualität der Leiſtungen nicht gerade
günſtig zurückwirken.

Vom Kinderaſyl. Sonntag abend */211 Uhr kam von
der Mitte der Stadt die Beeſenerſtraße entlang ein Schutzmann
mit zwei weinenden Kindern; es war ein etwa 12 jähriges

Mädchen und ein 9 jähriger Knabe. Sie wurden dem Kinder
aſyl, welchem die Kinder entlaufen waren, wieder zugeführt.
Als das Mädchen von der öffnenden Fran befragt wurde, wie
s herausgekommen ſei, antwortete es nicht, ſondern erwartete

ſchweigend, was da kommen ſollte. Der Knabe verriet, daß
beide über den Zaun geſtiegen ſeien. Derartige Fälle ſollen
ſich ſchon öfters ereignet haben ſo daß es ſogar der Polizei
aufgefallen iſt. Was müſſen für Beweggründe vorliegen,
wenn die Kinder ſich zur Flucht veranlaßt ſehen? Uebermut
jedenfalls nicht.

Der Ban eines Hauptkanals, der durch die Reilſtraße
in Giebichenſtein entlang geht, Trotha berührt und unteralb
dieſes Dorfes in die Saale mündet, ſoll demnächſt in Angriff
genommen werden. Zur Vorbereitung der dringlichen Ange-
legenheit hat der Magiſtrat beim Landrat des Saalkreiſes,
Herrn v. Werder, angefragt, ob gegen die beabſichtigte Kanal-
mündung unterhalb Trothas ſeitens der thalwärts an der Saale
belegenen Ortſchaften Lettin, Brachwitz uſw., etwa Einſpruch
erhoben werden würde. Die Gemeinde Lettin hat daraufhin
beſchloſſen, keinen Widerſpruch zu erheben, wenn die Stadt
Halle die Verpflichtung übernimmt, das Dorf an die halleſche
Waſſerleitung bezw. von der Knochenmühle aus an das Gie-
bichenſteiner Waſſerwerk an zuſchließen. Die Gemeinde
Lettin begründet ihre Forderung damit, daß in dem hochgelegenen
Dorfe bei trockener Witterung im Hochſommer oft ſämtliche
Brunnen bis auf zwei oder drei verſiegen,, ſo daß er-
fahrungsgemäß das Wirtſchaftswaſſer bezw. das Tränkewaſſer
für das Vieh aus der Saale geſchöpft werden muß. Wie die
Saale-Ztg. hört, erachtet man ſeitens der hieſigen ſtädtiſchen
Behörden den Einwand für begründet und will dem Geſuche
ſtattgeben.

Zum Erfſatzmann des Vertrauensmannes der Arbeitgeber
zur Alters- und Jnvaliditätsverſicherung für den 10. Bezirk iſt
der Tiſchlermeiſter Heinrich Crato gewählt worden.

Das Leihamt macht bekannt: Die Ueberſchüſſe, welche
in der vom 9.-15. Mai 1899 beim ſtädtiſchen Leihamte ab-
gehaltenen Verſteigerung der in dem Monat Februar 1898 ver-
ſetzten und erneuerten Pfänder (Pfandnummern von 5861 bis
10 393 und Pfandſcheine in ſchwarzem Druch) erzielt ſind, ſowie
die in der Verſteigerung freigewordenen Pfänder ſind inner-
halb der einjährigen Präkluſivfriſt vom 30. Mai 1899 bis
29. Mai 1900 bei der Kaſſe des Leihamts gegen Rückgabe der
Pfandſcheine und gegen Quittung in Empfang zu nehmen.
Alle in dieſer Zeit nicht abgehobenen Ueberſchüſſe und frei-
gewordenen Pfänder verfallen dem Reſervefonds des Leihamts
bezw. der Ortsarmenkaſſe.

Neue Fluchtlinienpläne ſind für die Südſeite der Straße
„Tuchrähmen“ und die Beeſenerſtraße feſtgeſtellt worden.

Submiſſionen. Die Maler- und Anſtreicherarbeiten für
die Gasanſtalten in der Turmſtraße und die Ausführung der
Maurerarbeiten ebenda ſollen im Wege der öffentlichen Aus-
ſchreibung vergeben werden.

Brennende Streichhölzer warf irgend ein Bube in einen
Poſtbriefkaſten. 20 Briefe ſind verkohlt. Neulich bereits hat
ein Student eine Flaſche Kognak in einen Briefkaſten gegoſſen.

Ein Kanrpf zwiſchen einem Poliziſten und zwei Arbeitern
ſpielte ſich in der Delitzſcherſtraße ab. Der Steineträger Emil
Richter widerſetzte fich ſeiner Verhaftung. Sein Schwager kam
ihm zu Hilfe. Der Beamte wurde zu Boden geworfen und es
wäre ihm ſicher noch übel ergangen, wenn das Publikum nicht
Partei für ihn ergriffen hätte.

Unfälle. (Nach dem Bericht der Klinik.) Bei Ausübung
ſeines Berufs verunglückte der in einer Fabrik in der Merſe-
burgerſtraße beſchäftigte Keſſelſchmied Karl Brückner dadurch,
daß er, als er ſich bemühte, eine heranrollende TransportLowry
mittelſt Hemmknüppel zum Stillſtand zu bringen, eine ſchwere
Quetſchung des rechten Ellbogengelenks erlitt. Er wurde in
die Klinik gebracht. Dort wurde auch der Arbeiter Theodor
Kurz, mit entſetzlichen Brandwunden am ganzen Körper bedeckt,
der von auswärts per Bahn kam, eingeliefert. Der Beklagens-
werte, der während ſeiner Beſchäftigung in einer Pulverfabrik
bei Alexisbad infolge einer Exploſion verunglückte, hat durch
die ſchweren Verbrennungen unſägliche Schmerzen zu erdulden.Nach Lage der Sache erſcheint ſeine Rettung ganz ausge chloſſen.

Jn die Klinik wurden ferner gebracht: der Maurer W. Pfau
aus Paſſendorf, dem ein herabfallender Mauerſtein die Schädel-
decke zertrümmert hatte: der Maurer Fr. Uelzmann aus Aken,
der beim Bau eines Fabrikſchornſteins abgeſtürzt und ſchwer
verletzt worden war.

Merſeburg. Am Sonntag abend hat ſich der 6 jährige
Knabe Hugo Pretzſch aus der elterlichen Wohnung in Wallen-
dorf entfernt, um ſeinem Vater, der ſich nach Merſeburg be-
geben hatte, entgegen zu gehen, iſt aber nicht wieder nach Hauſe

J 4 Jzurückgekehrt. Der Vater bittet um Benachrichtigung, falls ſein
Sohn irgendwo angetroffen wird.

h. Zeitz. Die hieſigen Zimmerer ſind am Montag früh in
Ausſtand getreten. Auf ihre Forderungen hat die Mehrzahl
der Arbeitgeber keine Antwort gegeben. Es ſtreiken gegen
wärtig 60 Zimmerleute, 6 haben die Forderungen bewilligt er-
halten, während 18 Zimmerleute ſich nicht ſolidariſch erklärt
haben und zu den alten Bedingungen weiterarbeiten. Näherer
Bericht folgt.

h. Zeitz. Einen Rezitationsabend hatte vorige Woche
auch einmal die Zeitzer Arbeiterſchaft, den erſten, den ſie ſich
leiſtete. Dem Rezitator Herrn Walkotte aus Stuttgart waren
beim ſelbſtändigen Auftreten ſo viele Schwierigkeiten in den
Weg gelegt worden, daß er ſich an die Arbeiterſchaft wenden
mußte. Und dieſe, die zum Teil ſchon lange das Verlangennach dem Anhören des Gerhart Haupemannſchen Dramas Die

Weber trug, war denn auch im ſtande, ohne Mühe alle Hemm-
niſſe fortzuräumen durch Veranſtalten einer Verſammlung.
Herr Walkotte betonte eingangs ſeines Vortrages, daß er mit
ſeinen Darſtellungen nicht Politik treibe, ſondern daß dieſelben
in das Kunſtfach gehörten, und die Kunſt ſolle Gemeingut,
nicht aber Parteiſtandpunkt werden. Uebergehend dann zum
Vortrage erläuterte der Redner das zu behandelnde Drama,
das ſich in den vierziger Jahren im ſchleſiſchen Rieſengebirge
abſpielt. Die Weberei war durch Erfindung der mechaniſchen
Webſtühle auf das Aeußerſte heruntergedrückt, die Fabrikanten
zahlten für die Arbeiten, die von den armen ausgehungerten
Webern und ihren Familien auf den Handwebſtühlen verfertigt
waren, die erbärmlichſten Löhne, die am Lieferungstage durch
allerlei verwerfliche Manipulationen noch weiter heruntergedrückt
wurden. So ſei es thatſächlich vorgekommen, daß für die
Wochen- Arbeit einer ganzen Weber-Familie nur
1.60 Mk. gezahlt wurden. Dieſe Weber ſeien denn, ver-
anlaßt durch die allergrößte Not, zu einer Revolte gekommen,
bei der ſie einige Fabriken und die Häuſer der Fabrikanten
demolierten und vernichteten. Durch Militär wurde der Auf-
ſtand niedergedrückt und eine große Zahl der Teilnehmer zu
ſchweren Strafen verurteilt. Der Redner betont, daß der Auf-
ſtand keine andere Veranlaſſung hatte, als die furchtbare Not,
in der ſich die armen Weberfamilien befanden.

Nach dieſen einleitenden Bemerkungen begann die ei entliche
Rezitation, in der Herr Walkotte in meiſterhafter Weiſe die
einzelnen Perſonen, die in dem Drama mitwirken, wieder-
zugeben verſtand. Es würde zu weit führen, wollten wir die
ſint Akte des Dramas durchgehen, das mit aller Klarheit das
Arbeiterelend und auf der anderen Seite die Protzenhaftigkeit
des Kapitaliſten Dreyßiger trefflich zeichnete, dazwiſchen die
erbärmliche Figur des Expedienten Pfeiffer, der ſelbſt aus dem
Arbeiterſtande hervorgegangen, jetzt noch zum Lohndrücker ſeiner
ehemaligen Kameraden wird. Mit Deutlichkeit ſah man
die einzelnen Szenen im Geiſte vorüberziehen, und bei den
herzzerreißenden Szenen des Weberelends wurden viele Augen
naß. Genug, Herr Walkotte hat Vortreffliches geleiſtet; man
muß dieſen Vortrag gehört haben, um ihn ganz würdigen zu
können. Leider war die Zeit, die uns zu Verſammlungen ge-
währt iſt, ſehr kurz, ſo daß, da die Pauſen bei dem 2 ſtün-
digen Vortrag ſehr kurz ſein mußten, manche unliebſameStörung vorkam. Bei einem ſpäteren Rezitationsabend wird
dafür geſorgt werden, d auch das wegfällt und die kunſt-
liebenden Arbeiter den vollen Genuß haben.
J. n w. Schmutzereien kapitaliſtiſcher Söld-

linge. Jn Nr. 147 ſchimpft das hieſige Tageblatt wie ein
Fiſchweib, welches den letzten Reſt von Bildung und Anſtand
verloren hat, über den ſchon des öfteren von der Arbeit aus-
eſperrten Bergarbeiter Pokorny, der von den Bergarbeiterndes hieſigen Kohlenreviers mit der Leitung der Bergarbeiter-

bewegung beauftragt worden iſt. Die Art und Weiſe, wie das
Tageblatt über Pokorny herfällt, ihn beleidigt und beſchimpft,
mit Ausdrücken wie „Stromer“ regaliert, iſt kennzeichnend
für die Söldlinge der Kapitaliſtenklaſſe und ihre Kampfeswerſe.
Daß die Bergarbeiter auf ihre Eingabe an die Grubenver-
waltungen betreffs der Verbeſſerung ihrer Lohnverhältniſſe keine
Antwort erhalten haben, daran iſt nur Pokorny ſchuld, ſo ſagt
das Tageblatt. Dabei weiß jeder Bergmann, daß, wenn die
Eingabe von einem in Arbeit ſtehenden Kollegen eingereicht
worden wäre, dieſer längſt auf der Straße läge. Das iſt in
dem hieſigen Revier von jeher ſo geweſen. Jeder Arbeiter, der
es wagte, für ſeine und ſeiner Freunde Intereſſen einzutreten,
wurde gemaßregelt, um die übrigen Arbeiter von der Wahr-
nehmung ihrer Jntereſſen abzuſchrecken, damit die im Schweiße
ihres Angeſichts ſich „redlich“ abmühenden Dividendenſchlucker
in ihrem Wohlbefinden nicht geſtört werden.
Das Stärkſte, was das Tageblatt ſich leiſtet, iſt der folgende
Satz

„Der Weißenfelſer Maurerſtreik wurde in der Hauptſache
nicht etwa von Maurern gemacht und geleitet, ſondern von
einem Schuhmacher und einem Tiſchler, denen man
s keine allzugroße Arbeitsfreudigkeit nach-
ruhm t.Pfui! Dieſe arme Schreiberſeele glaubt am beſten durch Un-

wahrheiten und Gemeinheiten die kapitaliſtiſchen Jntereſſen zu
vertreten. Der Maurerſtreik iſt nicht gemacht worden, ſondern
iſt die Folge der Nichtbeachtung der ſchon im vergangenen
Winter ſeitens der Maurer an die Arbeitgeber gerichteten Ein
gabe. Die auf die Eingabe erfolgte Antwort der Arbeitgeberwar die Ausſperrung der hieſigen Maurer. Daß der
Streik von anderen als von Maurern geleitet worden iſt, iſt
ebenfalls eine dreiſte Lüge. Zwar iſt ſeitens eines Arbeit-
gebers durch einen Brief, der ſehr beleidigend war, die Sozial-
demokratie herausgefordert worden, aber dieſe Frucht der
Nervoſität iſt für uns zu kleinlich.

Die Arbeitsfreudigkeit des Schuhmachers und Tiſchlers iſt
jedenfalls größer als die der Soldſchreiber des Kapitals, welche
gar nicht wagen, eine eigene Meinung zu haben, ſondern bereit-
willig für jeden Kapitaliſten und Ausbeuter den Schuhputzer
abgeben und in gewünſchter Weiſe gegen diejenigen Arbeiter,
welche ihre Jntereſſen vertreten, hetzen, damit ſie von der Arbeit
ausgeſperrt werden. Jſt dies geſchehen, dann brandmarkt man
dieſelben als Nichtsthuer. Kann es wohl eine abſcheulichere
Gewiſſenloſigkeit geben

Weißenfels. Jm Weißenfelſer Landkreis wurden am Sonn
tag über 7000 Flugblätter verbreitet mit dem Jnhalt? Gegen
die Zuchthaus Vorlage. Die Aufnahme war überall eine
gute.

Weißenfels. Jn das hieſige Gerichtsgefängnis wurde die
unverehelichte Karoline Herwagen aus Dorndorf eingeliefert,
die verdächtig iſt, in Altenburg heimlich ein Kind geboren und
beiſeite geſchafft zu haben.
e. Weißenfels. Verhafteter Deſerteur. Der Huſar
Kemmnow, welcher ſich am 20. März von ſeinem hier
garniſonierenden Truppenteil entfernt hatte und wegen Fahnen-
flucht ſteckbrieflich verfolgt wurde, iſt jetzt nach drei Monaten in
der Gegend von Gera feſtgenommen und an das hieſige
Garniſon-Kommando abgeliefert worden. Bei der Verhaftung
des Deſerteurs bei Gera trug ſich ein Unglücksfall zu. Die
Gendarmerie umzingelte eine Feldſcheune, in der man einen
Deſerteur des Gardeartillerieregiments vermutete. Dabei ent-
lud ſich der Revolver des Gendarmerie-Jnſpektors Hoppe:; die
Kugel drang dem Gendarmen Sonnenſchmidt durch den linkenOberarm. d der Feldſcheune fand man dann ſtatt des ge-

ſuchten Artilleriſten den deſertierten Kemmnow.
L. Schkeuditz. Am Donnerstag fand hier eine ſehr gut

beſuchte Proteſtverſammlung gegen die Zuchthausvorlage ſtatt.
Das Referat hatte Gen. Manfred Wittich- Leipzig über-
nommen. Der temperamentvolle Redner zerpflückte die Vorlage
und ſonſtige Anſchläge der Scharfmacher gegen die Arbeiter-
klaſſe auf das unbarmherzigſte. Donnernder Beifall am Schluſſe
der Rede bewies, daß die Verſammlung mit den Ausführungen
des Redners einverſtanden war. Eine Reſolution, welche die
Zuchthausvorlage ſcharf verurteilt, fand einſtimmige Annahme.
Dieſelbe ſoll dem Abgeordneten des Kreiſes Merſeburg-Quer-
furt, Herrn Ritter-Barnſtedt, übermittelt werden.

L Schkeuditz. Am 25. d. Mts. fand hier eine gut beſuchte
öffentliche Metallarbeiter- Verſammlung ſtatt, mit der
Tagesordnung 1. Kapital und Arbeit und die Stellung der
HirſchDunckerſchen Gewerkvereine hierzu. Das Referat hatte
Genoſſe Gerlitzky-Leipzig übernommen. Derſelbe entledigte ſich
ſeiner Aufgabe ſehr gut. Nach dem Vortrag entwickelte ſich
eine ſehr heftige Debatte zwiſchen den Anhängern der modernen
Gewerkſchaften einerſeits und den Hirſch-Dunckerianern, welche
ſehr zahlreich erſchienen waren, andererſeits. Folgende Reſo-
lution gelangte gegen die Stimmen der Hirſch Dunckerſchen
Richtung zur Annahme Die heute tagende öffentliche Metall
arbeiter- Verſammlung erklärt ſich mit den Ausführungen des
Referenten einverſtanden. Die Anweſenden ſtehen auf dem
Standpunkte, daß nicht die Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereine,
ſondern nur die modernen Gewerkſchaften im ſtande ſind, die
Lage der Arbeiter zu beſſern.Jedenfalls aus Wut darüber, daß die Hirſch. Dunckerſche
Richtung im Kampfe mit geiſtigen Waffen ſehr ſchlecht abge-
ſchnitten atte nahmen ſich mehrere Mitglieder dieſer Richtung
vor, uun den v mit den Fäuſten zu verſuchen. Die Ge-
legenheit ſollte ſich bald bieten. Als des Nachts ein Genoſſe,
welcher in der Verſammlung den Herren einige unliebſame
Sachen tet hatte, aus einem Lokale kam, wurde er von
einer Rotte dieſer Herren überfallen und mißhandelt, bis ihn

Mein diesjähriger grosser

Inventur-Ausverbau
beginnt Sommabbenmck dem H. Juli a. C.

Le

2 F à
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wünſchen dieſen Herren ihrer neuen Kampfes- worden.
ein anderer Genoſſe aus ſeiner bedrängten Lage befreite. Wir e Arbeiterſtaunde angehöriger Menſch erhängt aufgefunden

Glück zu
methode.

Löbejün. Der hieſige KriegerUnterſtützungs und Begräb-
nis-Verein feierte am Sonntag das Prur ſeines 25jährig.
Beſtehens. Der Verein hat 25 Jahre lang ſeine r en
u ammlungen im Gaſthof zum Schwan abgehalten.
Diesmal wurde ein anderes Lokal gewählt, wie es heißt,
auf Veranlaſſung der höheren Behörde, weil im Schwan
ab und zu einmal eine ſozialdemokratiſche Volksver
ſammlung abgehalten worden iſt. Die Arbeiter werden nicht
J nmen, die Konſequenzen aus dieſer Handlungsweiſe zu

ehen.
euchern. Am 25. Juni fand im Gaſthof zum Grünen

Baum eine gut beſuchte öffentliche Proteſtverſammlung ſtatt.
Genoſſe Manfred Wittich aus Leipzig ſprach unter lautem
Beifall der Verſammlung über die Zuchthausvorlage und unter-
zog dieſelbe einer ſcharfen Kritik. Die Verſammlung erklärte

durch einſtimmige Annahme einer Reſolution mit den Aus
führungen des Referenten einverſtanden. Jn der Diskuſſion
hatten ſich mehrere Genoſſen im Sinne des Referenten aus
geſprochen. Der Vertrauensmann, Genoſſe W. Otto, ver-
urteilte aufs ſchärfſte das Verhalten der hieſigen Arbeiter dem
Lokale gegenüber, welches uns jetzt zu Verſammlungen zur Ver
fügung ſteht. Dies hätte ſich bei dem großen Gauturnfeſte,
welches hier ſtattfand, wieder gezeigt, denn der Gaſthof zum
Grünen Baum, wo die Arbeiterſchaft jetzt ihre Verſammlungen
abhält, ſei nicht mit zu den Feſtlichkeiten der Turner genommen
worden, wodurch der Beſitzer geſchädigt wurde. Bei der
großen Menſchenmenge, welche heute ſich in Teuchern ein-
gefunden hat, wäre es recht und billig geweſen, auch den Saal
im Grünen Baum mit zu benutzen, da die beiden anderen Säle
die Menſchen lange nicht faſſen könnten. Die Turner wären
doch ſchließlich ſauch Arbeiter und meiſtens auch noch Berg-
arbeiter, mithin wäre es Unrecht, gegen das Lokal ſo zu handeln.
Froh müſſe doch jeder Arbeiter ſein, jetzt wieder einen Saal zu
haben, wo er ſich mit ſeinen Kameraden über ſeine Lage be-
raten und beſprechen kann. Ginge uns dieſer Saal wieder
verloren, dann könnte es kommen, daß wir hier am Ort nie
wieder einen Saal bekämen. Genoſſe Otto richtete an die
Anweſenden noch die Mahnung, es nicht ſo weit kommen zu
laſſen und meinte, es wäre Pflicht der Arbeiter, dem Wirte
gegenüber erkenntlich zu zeigen und ihn zu unterſtützen, indemſie bei ihm verkehren und ihre Vergnügen abhalten. Mit einem
dreimaligen Hoch auf die völkerbefreiende Sozialdemokratie
wurde die gut verlaufene Verſammlung geſchloſſen.

Nordhauſen. Vom Patriotismus. Einen eigenartigenAusdruck ga ſeiner monarchiſchen Geſinnung ein hieſiger Schuh

machermeiſter D. Er richtete einen Brief an den Kaiſer, in
welchem er um die Gnade bat, ihm ein vom Kaiſer eigen-
händig abgeſpieltes Spiel Skatkarten als Re-
liquie zu überlaſſen. Uebrigens ſoll es nicht der
erſte Brief ſein, den der Herr in dieſer Angelegenheit vom
Stapel gelaſſen hat.

Kleine Drovinzial- Nachrichten.
Von dem beladenen Heuwagen des Gutsbeſitzers N. in

Schrenz wurde ein Dienſtmädchen überfahren und lebensge-
fährlich verletzt. Der Tiſchlergeſelle Auguſt Bauerfeld in
Artern hat ſich auf dem Hausboden ſeiner Wirtin erhängt.
Man nimmt an, daß B. die That in Anwandlung plötzlicher
geiſtiger Umnachtung verübt hat. Von dem Schlempewagen
aus Burgliebenau wurde in Döllnitz das zweijährige Töchter-
chen des Arbeiters Franke überfahren und ſofort getötet.
In der Nähe von kGroitz ſchen iſt ein junger, anſcheinend

Oeffenſlihe Ver
der?

von Halle und Umgegend. 2. Verſchiedenes.

Gerichtsſaal.
Schwurgericht.

Halle, den 26. Juni.
Kindesmord. Heute begann am hieſigen Landgericht unter

dem Vorſitz des Landgerichtsrats Goldſchmidt die vierte dies-
jährige Schwurgerichtsperiode. Als erſte Angeklagte wurde aus
er Unterſuchungshaft vorgeführt die unverehelichte 19 jährige

Gutsbeſitzerstochter Emilie Schulze aus Salzfurt, die be-
ſchuldigt wurde, am 20. oder 21. April d. Js. ihr eigenes Kind
in oder gleich nach der Geburt vorſätzlich getötet zu haben.
Die Verhandlung entzog ſich wegen Sittengefährdung derOeffentlichkeit. Es iſt aber bekannt, daß die Angeklagte ſeit
längerer Zeit mit einem bei ihrem Vater in Arbeit ſtehenden
Stellmachergeſellen ein Liebesverhältnis unterhalten hatte, das
nicht ohne Folgen geblieben war. Am 20. April gebar ſie ein
Kind männlichen Geſchlechts, welches ſie eine halbe Stunde
nach der Geburt in einen Stall warf und dort verhungern
ließ. Sie hatte ſich bemüht, ihre Vied rn geheim zu halten
und keine Vorbereitungen getroffen. Am Abend des 21. April
in der neunten Stunde nahm ſie das Kind, das bereits
36 Stunden im Stall gelegen hatte und vergrub es in dem
Gehöft ihrer Eltern. Die kleine Leiche wurde aber ſpäter in
einen Unterrock eingewickelt und mit Dachſteinen verdeckt einen
halben Meter tief unter der Erde in einem Kartoffelloche auf-
gefunden. Die Staatsanwaltſchaft ſchritt ein und verhaftete
die Angeklagte ſofort. Das nach Wiederherſtellung der Oeffent
lichkeit verkündete Urteil lautete unter Zubilligung mildernder
Umſtände auf 2 Jahr 6 Monate Gefängnis mit dem
Hinweiſe, daß die Schwere des Delikts die ausgeworfene
Strafe rechtfertige.

Aus dem VReiche.
Berlin. Das Zuchthaus verlaſſen hat am Montag

der Frhr. v. Hammerſtein, der frühere Chefredakteur der
Kreuz- Zeitung. Einige ſeiner Freunde empfingen ihn und
fuhren mit ihm in bereit gehaltenen Droſchken davon. Am
23. April 1896 wurde das Urteil gefällt, wonach er 3 Jahre
s 1500 Mk. Geldſtrafe, eventl. weitere 100 Tage
Zuchthaus und 5 Jahre Ehrverluſt erhielt. Da Hammerſtein
Reviſion eingelegt hatte und das Reichsgericht dieſelbe am
26. Juni verwarf, datierte die Verbüßung erſt ſeit dieſem Tage.
Die 1500 M. Geldſtrafe hatten ſeine Freunde aufgebracht, um
ihm die 100 Tage Zuchthaus zu erſparen. Ob Hammerſtein
nach ſeinen Erfahrungen in den 3 Jahren auch noch für Zucht-
haus und Prügelſtrafen zur Beſſerung der „Verbrecher“ ſchwär-
men wird, iſt mehr als fraglich.

Leipzig. Ein Sittlichkeitsverbrechen wurde in einem
Kornfelde bei L.-Lindenau an der 10jährigen Tochter eines
Kutſchers verübt. Das Mädchen pflückte Kornblumen und der
Unhold benützte dieſe Gelegenheit. Er ſoll ungefähr 18 Jahre
alt ſein.

Elberfeld. Wegen fortgeſetzter Unterſchlagung
von Paketen mit Wertſachen und gewöhnlichen Briefen wurden
zwei Hilfsboten, die Brüder Schmidt, verhaftet.

Stettin. Brand auf der Werft des Vulkan. Jn der
Nacht zum Sonntag um zwei Uhr brach auf der Werft der
Schiffsbau Aktiengeſellſchaft Oderwerke in Grabow an der Oder
ein Schadenfeuer aus, welches nach zweiſtündiger, angeſtrengter

erſammlung

laurer von Nietleben n.

Mittwoch den 28. Juni abends 8 Uhr bei Cluß.
Tagesordnung: 1. Die Lohn und Arbeitsverhältniſſe der Maurer

Der Einberufer.

Thätigkeit der Grabower, Bredower und der eigenen Werft-
Feuerwehr gelöſcht wurde. Es wurde ein größerer Schuppen

mit Materialien eingeäſchert. Menſchen ſind bei dem Brände
nicht umgekommen.

Urach. Wegen eines Ausrufungszeichens
wurde am Mittwoch der Redakteur des Metzinger Volksblatts
vom hieſigen zu 30 Mark Geldſtrafe verurteilt.

n dem genannten Blatt war in einem Bericht über eine
here öffengerichts Sitzung hinter den Namen eines

Schöffen, des Garniſonsverwaltungs Oberinſpektors a. D. H.,
ein Ausrufungszeichen in Klammern geſetzt worden dieſer
hatte darin eine Herabminderung ſeiner Perſon als Richter
geſehen und der Vertreter der Staatsanwaltſchaft ſtellte Klage
wegen öffentlicher Beleidigung im Sinne der 88 185 und 200.
Das Gericht ſchloß ſich dem Strafantrag an. Urach liegt
nicht in Sachſen ſondern in Württemberg. Nun werden
auch ſchon die gefährlich, wie wird's da wohl mit den

und werden

Nachtrag.
Nach Redaktionsſchluß geht uns die Mitteilung zu,

daß in der Turmſtraße ein Feuer ausgebrochen ſei.
Standesamtliche Nachrichten.

Halle, den 24. Juni.Aufgeboten: Der Jnſtallateur Berus und Albertine Cornely (Hannover und
Glauchaerſtraße 3 Der Handarbeiter Froſch und Emilie Stiehler (Ludwigſtraße 2 und
Böllbergerweg 17). Der Maler Berendts und Emma Niekentz (Augnuſtaſtraße 1).
Der Apothekenbeſitzer Reuner und Roſa Lauterbach (Schwerin und Halle a. S.). Der
Bahnarkeiter Berkes und Luiſe Reſo (Halle a. S. und Giebichenſtein).

Eheſchliczungen: Der Schloſſer Schnabel und Martha Schulze (Schützenſtr. 22
und Ludwigſtraße 2). Der Handarbeiter Schmiedel und Minna Blabuſch (Unter-
berg 9). Der Vize-Wachtmeiſter Parbs und Bertha Bewehrin (Saarburg und Grewes-alen Der Maurer Muth und Margarete Schreiber (Graſeweg 10 und Hackeborn-
ſtraße 2.) Der Jngenieur Kaſch und Anna Taatz (Magdeburg und Lützenerſtraße 2).
Der Maſchinenſchloſſer Kaufmann und Margarete Metze Schwetſchkeſtraße 9 und
Thorhraße 53). Der Eiſendreher Martini und Martha Gebhardt (Thomaſius ſtraße 36
und Glauchaerſtraße 29). Der Glaſer Strauß und Anna Rudolph (Hermannſtraße 32
und Giebichenſtein). Der Handarbeiter Donath und Marie Sterzik (Martinſtraße 22
und Groß-Görſchen).

Geboren: Dem Schuhmacher Grube ein S. (Steinweg 13). Dem Reſtaurateur
Denkewitz eine T. Reilſtraße 133). Dem Kaufmann Lange eine T. Magdeburger
ſtraße 6). Dem Lokomotivheizer Eckardt ein S. (Krauſenſtraße 20). Dem Kaufmänn
Bauchwitz eine T. (Mühlweg 49). Dem Stellmacher Hellmund ein S. (Thomaſins-
ſtraße 32). Dem Kaufmann Ruſt eine T. (Bernhardyſtraße 22). Dem Eiſendreher
Reuſchel eine T. (Beeſenerſtraße 1). Dem Former Schütze ein S. (Hochſtraße 3). Dem
Handſchuhmacher Sonnemann ein S. (Fleiſcherſtraße 33). Dem Schloſſer Leißner ein S
(Schmiedſtraße 36). Dem Schloſſer Grieger eine T. (Ackerſtraße 4). Dem Schuhmacher
Bornſchein ein S. (Mötzlicherweg 3). Dem Molkereigehülfen Roggenmoſer ein S.
(Landwehrſtrage 4).

Geſturbea: Der Gerichtsdiener Franke, 44 J. Henriettenſtraße 13).
und Organiſten Francke T., 1 Woche Schmeerſtraße 1).
9 Mon. (Bäckerſtraße 3).
ſtraße 69.

Des Lehrer
Des Fabrikarbeiter Heſſe S.,

Die Witwe Möhring geb. Wolter, 73 J. (Leipziger-

Giebichenſtein, vom 21. bis 23. Juni.
Aufgeboten: Der Zimmermann E. Böttger und A. Zoege (Halle und Belleben)

eche i deiter E. BVerkes und L. Reſo geb. Hartmann (Halle und Grotze Brunnen-
traße 54.

Veboren: Dem Maurer F. Richter ein S. Burgſtraße 99. Dem
ſchaffner C. Wenzke eine T. (Böckſtraße 2).
(Große Brunnenſtraße 60).

Straßenbahn-
Dem Kernmacher O. Brockhaus ein S.

Dem Gärtner K. Meyer eine T. Adolfſtraße 8.)

Verantwortlicher Redakteur: Adolf Thiele in Halle.

Touristentaschen,
Rucksäcke, Plaidriemen, Reisetaschen, Umhbängetaschen,
Trinkbecher, Reisetlaschen, Reisemützen, Reiseschirme,
Handkotffer. Reisekoffer, Hutkoffer, Plaid- und Schirm-
hüllen, Reisenecessaires, Waschzeugrollen, Geld- und

Fahrscheinheftetuis, Luftkissen.

C. F. Riiter, Halle S., Leipzigerstr. 90.

Hausgenoſſenſchaft Loeſt s Hof,

Hall SHalle a. S. E. G. m. b. H.Außerordentl Generalverſammlung

am Donnerstag den 29. Juni 1899

Osborgs Bellevue.
Mittwoch nachmittag von 3 Uhr an

M zZTamilien-Jrei- Konzert. e
abends 8 Uhr im Reſtaurant „Zum

letzten Dreier“.
Tagesordnung: 1. Mietserhöhungs-

angelegenheit. 2.3

Amg.
zuſtimmung zu einem

Kaufvertrag 3. Verſchiedenes.
er Vorſtand.

Achtumgr!

öffentliche Verſammlung der
HKernmacher und

von Leipzig. 2. Verſchiedenes.

ſtarke Beteiligung erwartet.

Achtung
Former und Hilfsarbeiter.

Mittwoch den 28. Juni im „Roſenthal“, Weidenplan,
Former,

Hilfsarbeiter.
Tagesordnung: 1. Die Ausſperrung der Former und Hilfsarbeiter

Hierzu werden die übrigen Metallarbeiter eingeladen und wird eine
Der Einberufer.

Louis Mauss. Adolf Levin.

Leder-Pantoffeln,
Holz Sammek, Plüſch und Kord
Pantoffeln verkauft billig
D. Gründler, Fleiſcherftr. A.

Klaviere werd. gut rep. u. rein geſt. v.
Laue, Taubenſtr. 15, H. U.

„„Klaviermuſik m. Geige, taktv., z. Tanz
übernimmt Laue, Taubenſtr. 15, H. II.

Mehrere Zentner Futtermehl zu
verkaufen Herrenſtraße 23.

Gut erhaltenes Fahrrad f. 80 Mk.ſorite Zorcks
Gartenlokal.

Jeden Mittwoch

Vreikonzert.
Jeden Tag:

Frisches

1. Juli das Konto regeln zu wollen.
Die Expedition.

Die Expedienten des Volksblattes,
welche bis jetzt ihre Landkarten noch

nicht abgerechnet haben, werden erſucht,

Zraunbier.
bis zum

Günthers Brauerei

Gast- und Logierhaus „Stadt Binbeck“
Frauckeſtraße 18.

Mittwoch den 28. Juni von abends S Uhr an
Liecaäerabemncdl

ausgeführt vom Geſangverein „Freie Sänger“.
Hierzu ladet ſeine werten Gäſte und Bekannten höflichſt ein

Fraux Lehmann.

Sommoer-Variétée.Apollo I'heater. Direktion
Täglich abends S Uhr im prachtvollen Garten

Großes Konzert und Künſtler- Vorſtellung.
Kontrast-TWTrio. (2 Rieſen 2 m 20 em groß und 1 Dame.)
Jules Ponule, Malabariſt mit dreſſierten Tauben und Katzen.

Billigſte Bezugsquelle f. Wiederverkäuf.

gibt blendend weisse
ne Wäsche

zu verkaufen Böllberg 34 im Vaden.
Anſt. Schlafſt. off. Friedrichſtr. 52, II.

Sämtl. Parteiſchriften
Die Volksbuchhandlung.

Konſumverein Girbichenſtein
und Amgegend.

Suchen per ſofort einen
tüchtigen Lagerhalter

Nur ſchriftliche Offerten werden be-

1 Divan, e Plüſch1 Divan mit Plü
Garantie. Transport frei Haus.

Erſte fachgemäße

Haus-Bier
à flasche 6 9

reybergs Brauerei
in der heißen e leichtes

erfriſchendes Getränk, empfiehlt

ſch u. Taſchen 82. hochfein, nur bei
H. Böhlert,

Telephon Nr. 900.

Gr. Brauhausſtr. UVnübertreffliches en

F e rücekenwangen-e Möhbel. n Waseh nd Justierer,Billigſte Bezugsquelle! Sleichmittel. Zengschmiede,
A. Hille, övuſchlermriſter, T mit Namen Schlosser,

Nähe Gr. Steinſtr. u. Schutzmarke d nwiege,
1 Deren e hhaum 48. WvVorgieht Tischler.1 Kleiderſchrank Muſche 48. inden d Be-1 Pfeilerſpiegel n und lohnende Beehe Wachätuch 35 u Gebrüder Pfitzer1 Ausziehtiſch mit Wachstuch 22. cr.eeo0oeeegs S daghett zu poliert Waagenfabrik in Oſchatz i. S.
1 Stuhl mit Rohrlehne 6.Fr. Wiehle. S 1 vettſtelle mit Matratze 30. e Geübte

1 r ver 24. a 21 Küchentiſch mit Kaſten 8. t1 Sofa mit Phantgſieſtoff r fleiſch! r el er innen
auf

Kindermäntel n. Jacketts
erhalten dauernde und lohnende Be

Schnellreparaturwerkſtatt an Vlahe

im oberen Südvierte

Schuhmachermſtr.
Gutes Material. Solide Preiſe.

Bierdruch-Apparate,
Pfg ebrauchte, Umänderungen, KohlenA K a. nrrhe faure, Erſatzteile u. Reparaturen.

Herm. Graegers Nachfolger
Aug. Hoske, Geiſtſtraße 55.

chäftigung.
Frauen und Mädchen,

welche das Arbeiten von Mänteln er-
lernen wollen, können ſich melden bei

Gebr. Sernau,

neue

Zu kaufen geſucht:
Gebrauchte Möbel jeder Art, ſowie

Laden, Kontor u. Reſtaurations-Ein-
richtungen zu den höchſten Preiſen.

Paul Schneider
Eiſenwaren Handlung

Merſeburgerſtr. 4.

Grosse Ulrichstrasse 54.

am vergang. DonnersGoldene Kette tag au We Wege von

der Auguſtaſtraße nach dem Tennis-
an der Saale verloren. Gegen

Friedrich Peileke, Geiſtſtr. 25.
Telephon 1151.

m DDZD r
Anſtänd. Schlafſtelle. Schülershof 10.

elohnung abzugeben bei Rudolf
Mosse, Halle a. S.

Verlag und für die Jnſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.
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